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Bericht des Vorstands zu den Punkten 7 und 8 der Tagesordnung 

Zu den Punkten 7 und 8 der Tagesordnung erstattet der Vorstand gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 8 Satz 5 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz den folgenden 
zusammenfassenden Bericht über den Ausschluss des Bezugsrechts und des 
Andienungsrechts bei Erwerb und Veräußerung eigener Aktien:  

1. Überblick 

Die Hauptversammlung hat den Vorstand letztmals am 5. November 2021 zum 
Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien sowie zum Ausschluss des Bezugs- und 
Andienungsrechts ermächtigt. Diese Ermächtigung läu� am 31. Oktober 2026 aus. 
Sie bildet die Grundlage für das am 10. Juli 2023 vom Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats beschlossene Aktienrückkaufprogramm und ist durch dieses 
laufende Programm teilweise aufgebraucht.  

Die bestehende Ermächtigung soll daher aufgehoben und durch eine neue 
Ermächtigung ersetzt werden, die bis zum 14. Mai 2029 wirksam sein soll. 
Hierdurch soll die Gesellscha� die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien im Umfang 
von bis zu 10 % des Grundkapitals zu erwerben und diese Aktien, neben einer 
Veräußerung über die Börse oder einem Angebot an alle Aktionäre im Verhältnis 
ihrer Beteiligungsquoten, zu allen weiteren gesetzlich zulässigen Zwecken, 
insbesondere zur Finanzierung von Unternehmenszusammenschlüssen und -
käufen, zur Veräußerung an Dritte gegen Barzahlung, zur Erfüllung bzw. 
Absicherung von Erwerbsrechten oder Erwerbspflichten aus Wandel-
/Optionsschuldverschreibungen oder zur Weitergabe an Arbeitnehmer oder 
Organmitglieder zu verwenden oder die Aktien einzuziehen. Die Ermächtigung unter 
Tagesordnungspunkt 7 soll der Gesellscha� größtmögliche Flexibilität geben und 
über die ergänzende Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 8 soll – wie bislang 
auch – die Möglichkeit bestehen, eigene Aktien über Derivate zu erwerben. 

Aufgrund der von der Gesellscha� gehaltenen eigenen Aktien (im Zeitpunkt der 
Übermittlung dieser Einberufung an den Bundesanzeiger hält die Gesellscha� 
eigene Aktien im Umfang von rund 2,35 % des Grundkapitals) würde eine 
vollständige Ausnutzung der Ermächtigung allerdings voraussetzen, dass die 
derzeit gehaltenen eigenen Aktien eingezogen (oder anderweitig verwendet) 
werden. 

2. Erwerb eigener Aktien und Ausschluss des Andienungsrechts  

Neben dem Erwerb über die Börse soll der Erwerb eigener Aktien auch durch ein 
öffentliches Kaufangebot beziehungsweise eine öffentliche Aufforderung zur 
Abgabe von Angeboten durch die Gesellscha� selbst oder durch mit ihr im Sinne 
von §§ 15 ff. Aktiengesetz verbundene Unternehmen oder für ihre oder deren 
Rechnung handelnde Dritte erfolgen können.  
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Sofern die Anzahl der der Gesellscha� zum Kauf angedienten bzw. angebotenen 
Daimler-Truck-Holding-Aktien das insgesamt zum Erwerb vorgesehene Volumen 
übersteigt, kann der Erwerb – statt nach dem Verhältnis der Beteiligungsquoten – 
im Verhältnis der jeweils angedienten bzw. angebotenen Daimler-Truck-Holding-
Aktien je Aktionär erfolgen; darüber hinaus kann eine bevorrechtigte 
Berücksichtigung bzw. Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück 
angedienter bzw. angebotenen Daimler-Truck-Holding-Aktien je Aktionär sowie 
eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. Ein etwaiges 
weitergehendes Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen. Diese 
Regelungen dienen der Vereinfachung des Zuteilungsverfahrens. Der Vorstand hält 
einen darin liegenden Ausschluss eines etwaigen weitergehenden 
Andienungsrechts der Aktionäre für sachlich gerechtfertigt sowie gegenüber den 
Aktionären für angemessen. 

3. Verwendung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss 

Die auf Basis der Ermächtigung durch die Hauptversammlung vom 15. Mai 2024 
oder auf Basis einer früheren Hauptversammlungsermächtigung erworbenen 
eigenen Aktien sollen in definierten Fällen unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre verwendet werden können: 

» Der Vorstand soll nach der unter Tagesordnungspunkt 7 lit. d) aa) 
vorgeschlagenen Ermächtigung die Möglichkeit haben, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats eigene Aktien als Sachleistung anzubieten und zu übertragen, 
und sie somit als Gegenleistung insbesondere im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder beim (auch mittelbaren) Erwerb von 
Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 
Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellscha� 
oder ihre im Sinne von §§ 15 ff. Aktiengesetz verbundenen Unternehmen 
einzusetzen. Der internationale Wettbewerb und die Globalisierung der 
Wirtscha� verlangen diese Form der Gegenleistung. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung soll der Gesellscha� daher die notwendige Flexibilität geben, um 
sich bietende Akquisitionsmöglichkeiten schnell, flexibel und 
liquiditätsschonend ausnutzen zu können. Dem trägt der vorgeschlagene 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rechnung. Bei der Festlegung der 
Bewertungsrelation wird die Gesellscha� sicherstellen, dass die Interessen der 
Aktionäre unter Berücksichtigung des Börsenpreises, aber ohne 
mathematische Anknüpfung daran, angemessen gewahrt werden. Konkrete 
Pläne für eine Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht.  

» Ferner soll es nach der unter Tagesordnungspunkt 7 lit. d) bb) vorgeschlagenen 
Ermächtigung möglich sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien 
auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle 
Aktionäre gegen Barzahlung an Dritte, z.B. an institutionelle Investoren oder 
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zur Erschließung neuer Investorenkreise, zu veräußern. Voraussetzung einer 
solchen Veräußerung ist, dass der erzielte Preis den Börsenpreis von Aktien 
gleicher Ausstattung der Gesellscha� zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht 
wesentlich unterschreitet (ohne Erwerbsnebenkosten). Die Möglichkeit der 
Veräußerung zurückerworbener eigener Aktien gegen Barzahlung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre dient dem Interesse der 
Gesellscha� an der Erzielung eines bestmöglichen Preises bei Veräußerung der 
eigenen Aktien. Durch den Ausschluss des Bezugsrechts wird eine Platzierung 
nahe am Börsenpreis ermöglicht, so dass der bei Bezugsrechtsemissionen 
übliche Abschlag entfällt. Durch den umgehenden Mittelzufluss wird die 
Unsicherheit der kün�igen Börsenentwicklung vermieden. Der rechnerische 
Anteil am Grundkapital, der auf so veräußerten Aktien entfällt, darf 
insgesamt 10 % des Grundkapitals der Gesellscha� im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist 
– der Ausnutzung der Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien unter 
Bezugsrechtsausschluss nicht überschreiten.  

Mit der Orientierung des Veräußerungspreises am Börsenkurs wird dem 
Verwässerungsschutzinteresse Rechnung getragen und das Vermögens- und 
Stimmrechtsinteresse der Aktionäre angemessen gewahrt. Die Verwaltung 
wird sich bei Festlegung des Veräußerungspreises unter Berücksichtigung der 
Gegebenheiten des Marktes bemühen, einen etwaigen Abschlag vom 
Börsenpreis so niedrig wie möglich zu halten. Die Aktionäre haben 
grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Zukauf von Aktien 
über die Börse aufrecht zu erhalten, während der Gesellscha� im Interesse 
aller Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden, um kurzfristig 
günstige Börsensituationen zu nutzen. 

Durch die vorgesehene Anrechnungsklausel wird sichergestellt, dass die 
Anzahl der unter erleichtertem Bezugsrechtsausschluss in entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz veräußerten eigenen Aktien 
zusammen mit anderen Aktien, die in direkter oder entsprechender 
Anwendung dieser Vorschri� unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
während der Laufzeit der Erwerbsermächtigung bis zur Ausnutzung der 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei der Verwendung erworbener 
eigener Aktien ausgegeben wurden, die Grenze von 10 % des Grundkapitals 
nicht übersteigt. Anzurechnen sind weiterhin auch Aktien, die zur Bedienung 
von Wandlungs-/Optionsrechten bzw. Wandlungs-/Optionspflichten aus 
Wandlungs-/Optionsschuldverschreibungen ausgegeben wurden oder noch 
auszugeben sind, sofern die entsprechenden Schuldverschreibungen während 
der Laufzeit der Erwerbsermächtigung in entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben worden sind. Konkrete Pläne für 
eine Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht.  
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» Weiterhin sollen erworbene eigene Aktien nach der unter 
Tagesordnungspunkt 7 lit. d) cc) vorgeschlagenen Ermächtigung auch zur 
Erfüllung beziehungsweise Absicherung von Erwerbsrechten oder 
Erwerbspflichten auf Aktien der Gesellscha�, insbesondere aus oder im 
Zusammenhang mit von der Gesellscha� oder einem mit der Gesellscha� im 
Sinne der §§ 15 ff. Aktiengesetz verbundenen Unternehmen ausgegebenen 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen („Schuldverschreibungen“) 
verwendet werden können. Dies sichert eine noch flexiblere Handhabung und 
gestattet es, durch Vermeidung der Ausgabe zusätzlicher Aktien den für eine 
Kapitalerhöhung charakteristischen Verwässerungseffekt zu vermeiden. Der 
Vorstand wird bei der Entscheidung, ob bei der Bedienung solcher 
Erwerbsrechte oder Erwerbspflichten neue Aktien oder eigene Aktien 
ausgegeben werden, die Interessen der Aktionäre angemessen 
berücksichtigen. Dasselbe gilt für die Frage der – gegebenenfalls – auch 
ausschließlichen – Bedienbarkeit von Schuldverschreibungen mit eigenen 
Aktien. In allen solchen Fällen muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf die 
eigenen Aktien ausgeschlossen sein. Dies gilt auch für die Gewährung einer 
marktüblichen Form des Verwässerungsschutzes, soweit den Inhabern 
beziehungsweise Gläubigern von Wandlungs-/Optionsrechten auf Aktien der 
Gesellscha� beziehungsweise entsprechender Wandlungs-/Optionspflichten 
bei Bezugsrechtsemissionen der Gesellscha� Aktien in dem Umfang gewährt 
werden, wie sie ihnen nach bereits erfolgter Ausübung dieser Rechte 
beziehungsweise Erfüllung dieser Pflichten zustünden.  

» Außerdem soll nach der unter Tagesordnungspunkt 7 lit. d) dd) 
vorgeschlagenen Ermächtigung die Möglichkeit bestehen, eigene Aktien 
unmittelbar oder mittelbar an Arbeitnehmer der Gesellscha� oder mit ihr im 
Sinne der §§ 15 ff. Aktiengesetz verbundener Unternehmen, an 
Organmitglieder der mit der Gesellscha� verbundenen Unternehmen oder an 
Dritte, die diesen Personen das wirtscha�liche Eigentum und/oder die 
wirtscha�lichen Früchte aus den Aktien überlassen, auszugeben. Die Ausgabe 
von Aktien an diesen Personenkreis stärkt die Identifikation der Berechtigten 
mit der Gesellscha� und die Eigentümerkultur im Unternehmen. Dies liegt auch 
im Interesse des Unternehmens. Gleiches gilt für den bei dieser Verwendung 
erforderlichen Bezugsrechtsausschluss. Um die Abwicklung der Ausgabe der 
Aktien zu diesem Zweck zu erleichtern, soll es der Gesellscha� ermöglicht 
werden, die dafür benötigten Aktien auch im Wege des Erwerbs eigener Aktien 
mittels Wertpapierdarlehen/Wertpapierleihen zu beschaffen sowie eigene 
Aktien gegebenenfalls auch zur Erfüllung der Rückgewähransprüche der 
Darlehensgeber/Verleiher zu verwenden. 

Auf die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre verwendeten 
eigenen Aktien darf während der Laufzeit der vorliegenden Ermächtigung ein 
rechnerischer Anteil am Grundkapital von insgesamt nicht mehr als 10 % des 
Grundkapitals im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – 
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falls dieser Wert geringer ist – der Ausnutzung der Ermächtigung entfallen. Sofern 
während der Laufzeit der Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung von anderen 
Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellscha� 
oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellscha� 
ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht wird und dabei das 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen wird, ist dies auf die genannte 10 % -
Grenze anzurechnen, so dass die Summe der insgesamt unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegebenen oder veräußerten Aktien 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten darf. Die Aktionäre werden auf diese Weise zusätzlich gegen eine 
Verwässerung ihrer bestehenden Beteiligung abgesichert. 

Schließlich sollen eigene Aktien nach der unter Tagesordnungspunkt 7 lit. d) ee) 
vorgeschlagenen Ermächtigung auch ohne erneuten Beschluss der 
Hauptversammlung eingezogen werden können. Die Einziehung soll dabei nach 
Entscheidung der zuständigen Organe mit oder ohne Herabsetzung des 
Grundkapitals möglich sein, wobei sich im letztgenannten Fall der anteilige Betrag 
je Aktie am Grundkapital erhöht. Für diesen Fall wird der Vorstand zur Anpassung 
der Angabe der Anzahl der Aktien in der Satzung ermächtigt.  

4. Erwerb eigener Aktien über Derivate 

Mit der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung soll der 
Gesellscha� ergänzend die Möglichkeit eröffnet werden, eigene Aktien mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats auch unter Einsatz von Derivaten zu erwerben. 
Durch diese zusätzliche Handlungsalternative erweitert die Gesellscha� ihre 
generellen Möglichkeiten, den Erwerb eigener Aktien optimal zu strukturieren. Der 
Einsatz von Put-Optionen, Call-Optionen und Terminkäufen sowie einer 
Kombination aus diesen Instrumenten (nachfolgend gemeinsam „Derivate“) kann – 
auch im Zusammenspiel mit nicht unter diese Ermächtigung fallenden, anderweitig 
zulässigen Transaktionen – gegenüber dem direkten Erwerb der Aktien für die 
Gesellscha� vorteilha� sein.  

Die unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagene Ermächtigung führt nicht zu einer 
Ausweitung der in Tagesordnungspunkt 7 lit. b) vorgesehenen Höchstgrenze für 
den Erwerb eigener Aktien von bis zu insgesamt 10 % des bei der Beschlussfassung 
der Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt 
der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals, sondern ermöglicht 
lediglich innerhalb dieses Rahmens bis zu einer zusätzlichen Höchstgrenze von 5 % 
des bei Beschlussfassung der Hauptversammlung oder - falls dieser Wert geringer 
ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals den Erwerb eigener Aktien unter Einsatz derivativer 
Finanzinstrumente.  

Die Derivategeschä�e sind mit einem unabhängigen Kreditinstitut oder einem nach 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 oder Abs. 7 Kreditwesengesetz tätigen 
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Unternehmen oder einem Konsortium solcher Kreditinstitute oder Unternehmen 
abzuschließen. Die Laufzeit der Derivate muss so gewählt werden, dass der Erwerb 
der Aktien gemäß den Derivatebedingungen nicht nach dem 14. Mai 2029 
stattfindet. Dadurch wird sichergestellt, dass die Gesellscha� nach Auslaufen der 
bis zum 14. Mai 2029 gültigen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien keine 
eigenen Aktien mehr aufgrund dieser Ermächtigung erwirbt. Zusätzlich wird die 
Laufzeit der einzelnen Derivate auf 18 Monate beschränkt. 

Beim Verkauf von Put-Optionen räumt die Gesellscha� dem Erwerber der Put-
Optionen das Recht ein, Daimler-Truck-Holding-Aktien zu einem in der Put-Option 
festgelegten Preis („Ausübungspreis“) an die Gesellscha� zu verkaufen. Die 
Gesellscha� ist als sogenannter Stillhalter verpflichtet, die in der Put-Option 
festgelegte Anzahl von Daimler-Truck-Holding-Aktien zum Ausübungspreis zu 
erwerben. Als Gegenleistung dafür erhält die Gesellscha� beim Verkauf der Put-
Option eine Optionsprämie, die unter Berücksichtigung des Ausübungspreises, der 
Laufzeit der Option und der Volatilität der Daimler-Truck-Holding-Aktie im 
Wesentlichen dem Wert des Veräußerungsrechtes entspricht. Wird die Put-Option 
ausgeübt, vermindert die vom Erwerber der Put-Option gezahlte Optionsprämie die 
von der Gesellscha� für den Erwerb der Daimler-Truck-Holding-Aktie insgesamt 
erbrachte Gegenleistung. Die Ausübung der Put-Option ist für den Berechtigten 
dann wirtscha�lich sinnvoll, wenn der Kurs der Daimler-Truck-Holding-Aktie unter 
dem Ausübungspreis liegt, da er dann die Aktien zu dem höheren Ausübungspreis 
an die Gesellscha� verkaufen kann. Aus Sicht der Gesellscha� bietet der 
Aktienrückkauf unter Einsatz von Put-Optionen den Vorteil, dass der 
Ausübungspreis bereits am Abschlusstag der Option festgelegt wird. Die Liquidität 
fließt hingegen erst am Ausübungstag ab. Darüber hinaus liegt der Erwerbspreis 
der Daimler-Truck-Holding-Aktien für die Gesellscha� auf Grund der vereinnahmten 
Optionsprämie unter dem Aktienkurs bei Abschluss der Option. Wird die Option 
nicht ausgeübt, da der Aktienkurs am Ausübungstag über dem Ausübungspreis 
liegt, kann die Gesellscha� auf diese Weise keine eigenen Aktien erwerben. Ihr 
verbleibt jedoch die am Abschlusstag vereinnahmte Optionsprämie. 

Beim Erwerb einer Call-Option erhält die Gesellscha� gegen Zahlung einer 
Optionsprämie das Recht, eine vorher festgelegte Anzahl an Daimler-Truck-Holding-
Aktien zu einem vorher festgelegten Preis („Ausübungspreis“) vom Veräußerer der 
Option, dem Stillhalter, zu kaufen. Die Gesellscha� kau� damit das Recht, eigene 
Aktien zu erwerben. Die Ausübung der Call-Option ist für die Gesellscha� dann 
wirtscha�lich sinnvoll, wenn der Kurs der Daimler-Truck-Holding-Aktien über dem 
Ausübungspreis liegt, da sie die Aktien dann zu dem niedrigeren Ausübungspreis 
vom Stillhalter kaufen kann.  

Beim Terminkauf erwirbt die Gesellscha� die Daimler-Truck-Holding-Aktien nach 
der Vereinbarung mit dem Terminverkäufer zu einem bestimmten, in der Zukun� 
liegenden Termin zu dem bei Abschluss des Terminkaufs festgelegten 
Erwerbspreis. Der Abschluss von Terminkäufen kann für die Gesellscha� sinnvoll 
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sein, wenn sie einen Bedarf an eigenen Aktien zum Termin zu einem bestimmten 
Preisniveau sichern will.  

In den Bedingungen der Derivate muss sichergestellt sein, dass die Derivate nur 
mit Aktien bedient werden, die unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
erworben wurden, wobei der Erwerb über die Börse dem genügt. Durch diese 
Vorgabe wird sichergestellt, dass die Aktionäre durch den Einsatz von Derivaten 
nicht wirtscha�lich benachteiligt werden.  

5. Ausschluss des Andienungsrechts bei Einsatz von Derivaten 

Ein Anspruch des Aktionärs, solche Derivategeschä�e mit der Gesellscha� 
abzuschließen, wird in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 Aktiengesetz ausgeschlossen. Ein Recht der Aktionäre auf Abschluss von 
Derivategeschä�en besteht auch insoweit nicht, als beim beabsichtigten Erwerb 
eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten ein bevorrechtigtes Angebot für den 
Abschluss von Derivatgeschä�en bezogen auf geringere Stückzahlen an Aktien 
vorgesehen wird. Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Daimler-Truck-
Holding-Aktien an die Gesellscha� nur, soweit die Gesellscha� ihnen gegenüber 
aus den Derivategeschä�en zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Andernfalls 
wäre der Einsatz von Derivaten im Rahmen des Rückerwerbs eigener Aktien nicht 
möglich und wären die damit für die Gesellscha� eröffneten Vorteile nicht 
erreichbar.  

Die Verwaltung hält die Nichtgewährung des Andienungsrechts nach sorgfältiger 
Abwägung der Interessen der Aktionäre und der Gesellscha� für gerechtfertigt. Der 
in dem jeweiligen Derivat vereinbarte, bei Ausübung einer Put- oder Call-Option 
beziehungsweise in Erfüllung eines Terminkaufs zu zahlende Kaufpreis je Aktie darf 
den durchschnittlichen Schlussauktionskurs einer Daimler-Truck-Holding-Aktie im 
Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse Frankfurt/Main an den 
letzten drei Börsenhandelstagen vor Abschluss des betreffenden Derivategeschä�s 
um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten 
(jeweils ohne Erwerbsnebenkosten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen 
beziehungsweise gezahlten Optionsprämie). 

Der von der Gesellscha� für Derivate gezahlte Erwerbspreis darf nicht wesentlich 
über und der von der Gesellscha� vereinnahmte Veräußerungspreis für Derivate 
darf nicht wesentlich unter dem nach anerkannten finanzmathematischen 
Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der jeweiligen Derivate liegen, bei 
dessen Ermittlung unter anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu 
berücksichtigen ist.  

Durch die beschriebene Festlegung von Optionsprämie und Ausübungs- 
beziehungsweise Erwerbspreis sowie durch die in die Derivatebedingungen 



  

  8 

aufzunehmende Verpflichtung, Optionen und Terminkäufe nur mit Aktien zu 
bedienen, die unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes erworben 
wurden, wird ausgeschlossen, dass Aktionäre durch einen solchen Erwerb eigener 
Aktien wirtscha�lich benachteiligt werden. Da die Gesellscha� einen fairen 
Marktpreis vereinnahmt beziehungsweise zahlt, erleiden die an den 
Derivategeschä�en nicht beteiligten Aktionäre keinen wesentlichen wertmäßigen 
Nachteil. Das entspricht insoweit der Stellung der Aktionäre beim Aktienrückkauf 
über die Börse, bei dem ebenfalls nicht alle Aktionäre tatsächlich Aktien an die 
Gesellscha� verkaufen können. Sowohl die Vorgaben für die Ausgestaltung der 
Derivate als auch die Vorgaben für die zur Belieferung geeigneten Aktien stellen 
sicher, dass auch bei dieser Erwerbsform dem Grundsatz der Gleichbehandlung der 
Aktionäre umfassend Rechnung getragen wird. 

6. Bericht über die Ausnutzung der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 
und zum Einsatz von Derivaten 

Im Falle einer Ausnutzung der Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien und zum Ausschluss des Bezugsrechts wird der Vorstand die 
nächstfolgende Hauptversammlung darüber unterrichten. 

 

*** 
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